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Die Einwohnergemeinde Arlesheim erlässt, gestützt auf § 4 des Baugesetzes 
(BG) vom 15. Juni 1967, für das Gebiet Schappe QUARTIERPLANVORSCHRIFTEN, 
bestehend aus 

Quartierplanreglement 

II Quartierplan 

Der Quartierplan seinerseits besteht aus den Teilplänen l, 2 und 3: 

- Baugebietsperimeter, Nutzung, Baulinien, Waldbaulinie, 
Baubegrenzungslinien, Koten und Vermassungsaxen 
(Teilplan 1) 

- Erschliessung, Strassenlinien, Bäume (Teilplan 2) 

- Gebäudeprofile, Schnitte (Teilplan 3) 

Daneben dienen die im Anhang zusammengestellten Unterlagen ohne Rechts­
kraft (Plan l : 500 "mögliche Bebauung", Konzept unterirdische Parkplatz­
erschliessung und Modell) als Richtlinien bei der Gestaltung. 

l. GELTUNGSBEREICH 

1 .1 Die Quartierplanvorschriften gelten für das Areal innerhalb des 
QUARTIERPLANPERIMETERS, wie er im Teilplan l durch die schwarz 
punktierte L~festgelegt ist. Er umfasst somit folgende Par­
zellen des Grundbuches Ariesheim: 

Nr. 1127 
Nr. 2472 

72'870 m2 
2'936 m2 

75'806 m2 

1.2 Der Quartierplanperimeter umfasst eine Wohnzone (Ziffer 2), eine 
Gewerbezone (Ziffer 3) und eine Naturschutzzone (Ziffer 5) 
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BESTIMMUNGEN FUER DIE WOHNZONE 

ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG IN DEN WOHNZONEN 

Die Neubauten sollen vorwiegend WOHNZWECKEN dienen. Nicht störende 
Kleinbetriebe im Sinne von ZR 4/63 mit geringem Zubringerverkehr 
sind zugelassen. 

Das Areal gliedert sich in folgende Teilbereiche: 

Al - A4 

81 - B5 

c 

D 

E 

F 

N 

2-geschossige Reihen-Einfamilienhäuser 
3-geschossige Mehrfamilienhäuser 
bestehendes Mehrfamilienhaus 
(kann durch Neubau ersetzt werden). 

bestehende Mühle mit kultureller-gesellschaftlicher 
Nutzung wie Restaurant, Cafe, Ausstellungsräume, 
Schulungs- und Tagungszentrum 
bestehende Fabrik für Wohn- und Ateliernutzung, evtl. 
Quartierladen 
bestehende Kantine für Kindergarten- und Freizeit­
nutzung (wird nicht zur Nutzung gerechnet). 
Naturschutzzone 

Die Bereichsbegrenzungen sind im Teilplan 1 generell festgelegt. 

Für die Gebäudegruppen Al - A4, die Gebäude Bl - B5 und die be­
stehenden Bauten C - F werden BEBAUUNGSFLAECHEN festgelegt. 
Ebenfalls sind Bebauungsflächen für Kleinbauten der Gebäude Bl -
B5 angegeben. 

Es darf nur innerhalb diesen festgelegten Bebauungsflächen gebaut 
werden. Jeder Bebauungsfläche ist eine Bruttogeschossfläche 
(gemäss ORL-Richtlinienblatt 514 420 Ziffer 1.1) zugeordnet. Das 
Dachgeschoss wird erst ab einer lichten Höhe von 2,0 m zur Nutzung 
gerechnet. 



2.1.4 Vorschriften fUr DIE EINZl _N TEILBEREICHE 

bestehende Bauten 
Al - A3 A4 81 82 83 84 85 c D E F 

- Zulässige Vollgeschosszahl 2 2 3 3 3 3 3 3 

- Zulässige Wohnungszahl pro Baukörper frei --·- ------------

- Bebauungsfläche ca. m2 je 1850 1400 1350 510 620 1350 1300 450 380 630 550 

- Zulässige Fassadenhöhe 
gemäss ZR 6/63 6.5 6.5 9.0 9.0 9.0 9.0 9.0 9.0 

- Zulässige Gebäudehöhe 
ger,1äss ZR 6/63 10.0 10.0 13.5 13. 5 13.5 13.5 13.5 13.5 gemäss vor-

handener Bau-
substanz 

- Sockelgeschoss siehe 2.5.1.4 

- Erdgeschosskoten Al,A2= 
285.3 283.5 288.2 288.2 285.5 285.5 283.5 Best. 

A3 283.5 

- Zulässige Gebäudelänge f1l 44.0 4-4.0 55.0 30.0 35.0 60.0 76.0 25.0 

Zulässige Dachform Sattel- und Pultdächer 

- Dachneigung 25° - 45° 

- Bruttogeschossflächen m2 je 2520 1980 3025 1175 1410 3025 2815 600 765 1930 ()ff. 
Nutzung 

._p,. 
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FUr jede Wohneinheit mit mehr als 100 m2 Nutzfläche dUrfen 10 m2 
fUr zusätzliche Neben- und Anbauten wie Holzschopf, Geräteraum 
Velounterstand erstellt werden, die nicht zur Nutzung zählen. Sie 
mUssen innerhalb der Bebauungsflächen liegen. 
FUr die Bauten Bl - B5 stehen zusätzlich die Bebauungsflächen fUr 
solche eingeschossigen Nebenbauten zur VerfUgung. 

Die Kleinbauten haben sich in Gestaltung, Farb- und Materialwahl 
den Wohnbauten anzupassen. Sie sind dem Gemeinderat zur Bewillig­
gung vorzulegen. 

LAGE UND GROESSE DER BAUTEN 

Die GEBAEUDELAGE wird durch die verbindlich festgelegte Bebauungs­
fläc~crre-elngezeichnete Giebelrichtung und das Hauptbauvolumen 
festgehalten. 

Das HAUPTBAUVOLUMEN wird durch das Gebäudeprofil definiert. An­
bauten sind möglich. 

Das Hauptbauvolumen muss auf die BAUFLUCHT gestellt werden. 

- Bereich A: Die seitlichen Baufluchten sind einzuhalten. Vor- und 
RUcksprünge sind nicht gestattet. 

- Bereich B: Vorbauten wie Balkone, Erker, Veranden, Wintergärten 
dUrfen die Bauflucht um max. 1,5 m überragen. 
Vorbauten, RUcksprünge, Dacheinschnitte und Dachaufbauten dürfen 
einzeln nicht breiter als 3,6 m und zusammengenommen nicht 
breiter als 2/5 der Fassade auf der Bauflucht sein. 

Die gesetzlichen Gebäudeabstände sind einzuhalten, wobei Unter­
schreitungen der Grenzabstände möglich sind. 

UNTERIRDISCHE BAUTEN soweit sie der Parkierung dienen, können 
ausserhalb dieser bebaubaren Bereiche erstellt werden, ausgenommen 
in der Naturschutzzone. Dasselbe gilt fUr allfällige unterir­
dische Energiezentralen. 

Vorbehalten bleibt die Baumschutzbestimmung gemäss Ziffer 2.7 
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Die FREIHALTEZONE, welche den Blick auf die Mühle gewährleistet, 
ist im Teilplan 1 durch seitliche Begrenzungslinien definitiv 
festgelegt. 
In diesem Bereich dürfen, mit Bewilligung des Gemeinderates, hoch­
stämmige Bäume gepf1 anzt werden. 

ERSCHLIESSUNG, VER- UND ENTSORGUNG 

DIE OEFFENTLICHEN STRASSEN,DER VELOWEG, DIE FUSSWEGE UND PLAETZE 
sind im Teilplan 2 generell festgelegt. Sie sind inkl. Beleuch­
tung, Entwässerung und Werkleitungen nach den Richtlinien der 
Gemeinde durch die Grundeigentümer zu erstellen. Die im Plan 
schraffierten Flächen sind entschädigungslos an die Gemeinde ab­
zutreten. 

An den im Teilplan 2 eingetragenen Fusswegen sind Gehrechte zu 
Gunsten der Oeffentlichkeit einzuräumen. 

Die Anschlusspunkte an die übergeordneten Netze sind mit Kanton 
und Gemeinde abzustimmen. 

Oie Etappen der Erstellung und Abtretung von Strassen, Wegen und 
Plätzen richten sich nach dem von den Landeigentümern angestrebten 
Zeitpunkt der Bebauung. 

Privatwege mit Zubringerfunktion (Kehricht-, Möbel-, Krankentrans­
porte, Feuerwehr usw.) sind mindestens 3 m breit und mit ent­
sprechendem Unterbau zu erstellen. 
Wege in der Naturschutzzone siehe Ziffer 5. 

Es ist in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde und dem Amt für 
Umweltschutz und Energie eine ur.Meltfreundliche, enegeriesparende 
HEIZUNG zu realisieren. Vor der ersten Baueingabe muss für das 
ganze Wohngebiet eine ENERGIESTUDIE erarbeitet werden. Oie 
Gemeinde befürwortet energiesparende und umweltschonende Mass­
nahmen. 

SONNENKOLLEKTOREN sollen nicht störend in Erscheinung treten. 

Für den Anschluss an die öffentliche GEMEINSCHAFTSANTENNENANLAGE 
gelten die Bestimmungen des Antennen-Reglementes der Gemeinae­
Arlesheim. 

Die ENTSORGUNGSANLAGEN sind nach den Reglementen der Gemeinde und 
nach Weisung des Gemeinderates zu erstellen. Die Lage ist im 
Teilplan 1 ersichtlich. 
Dazugehörende Entsorgungsbauten wie Schuppen, Ueberdeckungen etc. 
werden nicht zur Nutzung gerechnet; sie sind bewilligungs­
pflichtig. 
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2.3.5 Die CONTAINERSAMMELPLAETZE sind im Teilplan l angegeben. Sie sind 
unauffällig in die Umgebungsgestaltung einzubeziehen. Sie sind be­
willigungspflichtig. 

2.3.6 Die im Teilplan 1 eingeplante KOMPOSTIERANLAGE muss erstellt 
werden. Der Betrieb hat nach den Weisungen des Gemeinderates zu 
erfolgen. 

2.4. PARKIERUNGS-ANLAGEN 

2.4.l Innerhalb des Perimeters ist in den Bereichen A und B die PARKIE­
RUNG unterirdisch vorzusehen. 
Zusammengefasste unterirdische Parkierungsanlagen werden empfoh­
len. 
Die Anzahl der zu erstellenden Abstellplätze oder Garagen wird 
durch die Richtlinien zur Bestimmung des Parkplatzbedarfs der Bau­
direktion des Kantons Basel-Landschaft bestimmt. 
Die Besucherparkplätze sind ebenfalls unterirdisch anzuordnen. 

2.4.2 Die unterirdischen Einstellhallen sind so zu überdecken, dass sie 
bepflanzt und in die Gartengestaltung einbezogen werden können. 
Die Einstellhallen sind möglichst mit verglasten Tageslicht­
öffnungen benutzerfreundlich zu gestalten. 

2.4.3 Ueber der Rampenabfahrt ist ein ästhetisch befriedigende Lärm­
schutzvorrichtung gegen den Wohnbereich vorzusehen. 

2.4.4 Als Empfehlung für die Parkierungsanlage dient der Plan "Konzept 
unterirdische Parkplatzerschliessung" (Anhang 2). 

2.5. GESTALTUNG DER BAUTEN 

2.5. l .1 Für die GESTALTUNG DER NEUBAUTEN gelten Festlegungen und Richt­
linien zu folgenden Aspekten: 

- Dächer 
- Material und Farbe 

- Sockelgeschosse 

Zur besseren Interpretation der baulichen Gestaltung ist das 
Modell 1 : 1000 beizuziehen. 
Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbauten und 
Renovationen. 
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2.5. 1.2 Alle Bauten sind mit SATTEL- ODER PULTDAECHERN zu versehen. Diese 
können über Eck zusammengeschlossen werden. Als Dachneigung sind 
zugelassen: 

- Bereich A und B: 25 - 45° AT 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind im ersten Dachgeschoss ge­
stattet. Die Front der Dachaufbauten darf in der Fassadenflucht 
hochgezogen werden, wobei das Dach unter dem Aufbau nicht durch­
geführt werden muss. Ein einzelner Fassadenrücksprung, bei dem die 
zulässige Fassadenhöhe überschritten wird, ein Dachaufbau oder ein 
Dacheinschnitt darf nicht breiter sein als 3,6 m (Aussenmass). 

Die ~auptfirstrichtungen für die Bereiche A und B sind im Teil­
plan l festgelegt. 

Anbauten am Hauptbauvolumen sind ebenfalls mit Sattel- oder Pult­
dächer zu versehen. 

Für eingeschossige Anbauten und Nebenbauten sind Flachdächer zuge­
lassen. 

Für die Dachhaut in den Bereichen A und B ist eine Einheit anzu­
streben. 

2.5.1.3 MATERIAL, GESTALTUNG UND FARBEN der Gebäude müssen aufeinander ab­
gestimmt sein. 

2.5. 1.4 SOCKELGESCHOSSE dürfen im Maximum 1 ,0 m gegenüber der Erdgeschoss­
kote in Erscheinung treten. 
Einzig beim Wohnhaus B5 darf das Sockelgeschoss im Maximum auf 2/3 
des Gebäudeumfanges und auf eine Höhe von maximal 2,80 m in Er­
scheinung treten. 
Die Erdgeschosskoten sind in Ziffer 2.1.4 festgelegt. 

2.5.1 .5 Der AUSBAU der Wohnungen der Teilbereiche Bl - 85 müssen mindes­
tens einen genügenden Wohnwert im Sinne der Richtlinien des Wohn­
bauförderungsgesetzes aufweisen. Im Zweifelsfalle kann der Gemein­
derat auf Kosten des Gesuchstellers ein fachmännisches Gutachten 
einholen. 
Bei der Projektierung der Bauten ist den Bedürfnissen der Gehbe­
hinderten Rechnung zu tragen. 
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Bei der GESTALTUNG DER ALTBAUTEN C, D und E muss deren Charakter 
und Erscheinungsbild erhalten bleiben. Eine Umnutzung und der da­
durch bedingte Umbau ist möglich. Gut gestaltete Anbauten wie 
Balkone, Eingänge, Treppenanlagen etc. sind möglich. Sie sind mit 
dem kantonalen Denkmalpfleger abzusprechen. 

Das Mehrfamilienhaus C kann gemäss den Vorschriften 2.1.4 ersetzt 
werden. 

2.5.3 Im Rahmen der BAUBEWILLIGUNGSVERFAHREN sind bei allen Neu- und 
Altbauten die Gestaltung, die Materialien und die Farben vom 
Gemeinderat zu genehmigen. 

2.6 GESTALTUNG DER FREIFLAECHEN 

2.6.l In den bezeichneten Bereichen sind KINDERSPIELPLAETZE gemäss dem 
Zonenreglement der Gemeinde Arlesheim (Ziffer 8.8) zu erstellen. 
Zusätzlich ist durch die Eigentümer ein öffentlicher Kinderspiel­
platz am Uferweg zu erstellen und zu unterhalten. 

2.6.2 Mit jeder BAUETAPPE muss ein verbindlicher UMGEBUNGSPLAN mit ein­
getragener Bepflanzung vorgelegt werden. Restflächen sind natur­
nahe zu gestalten. Als Planungsvorgabe sind der Teilplan 2 und der 
Anhang Plan 1 "mögliche Bebauung Situation" zu beachten. 

2.6.3 EINFRIEDUNGEN sind bewilligungspflichtig. 

2.6.4 Sofern das Wasserrecht gewährleistet wird, muss der BESTEHENDE 
KANAL gemäss Plan als zweiarmiger, OFFENER BACH zur Sirs geführt 
werden. Ein Bacharm führt an der Mühle vorbei und der andere, im 
Naturschutzgebiet erstellte Bacharm, trennt das Schutzgebiet von 
der Wohnzone. 

2.7 SCHUTZ UND ERGAENZUNG DES BAUMBESTANDES 

2.7.1 In den BEGRUENUNGSZONEN sind einheimische hochstämmige Bäume zu 
pflanzen. 

2.7.2 Erhaltenswerte Bäume, neue Einzelbäume und Begrünungszonen sind im 
Teilplan 2 festgehalten. Bäume dürfen nur gefällt werden, wenn ihr 
Gesundheitszustand dies erfordert. Gefällte Bäume müssen ersetzt 
werden. 
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3. BESTIMMUNGEN FUER OIE GEWERBEZONE 

3. l GEBAEUDEPROFIL 

G2 G3 

Zulässige Bebauungsziffer gemäss ZR 5/63 frei frei 

Zulässige Fassadenhöhe gemäss ZR 6/63 12 m 10,5 m 

Zulässige Gebäudehöhe gemäss ZR 6/63 12 m 13,5 m 

Zulässige Dachform frei Flach- + 
Sheddach 

Die FASSADENHOEHE wird ab tiefstem Geländepunkt gemessen. 

3.2 GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

Die GEWERBEBAUTEN müssen farblich und materialmässig untereinander 
harmonieren. Die Farb- und Materialwahl muss dem Gemeinderat zur 
Genehmigung vorgelegt werden. 
Bauten in der Zone G3 sind an der Bauflucht zu erstellen. 

3.3 BEPFLANZUNGSVORSCHRIFTEN 

Zum Schutze der angrenzenden Wohngebiete und des Birsufers gelten 
folgende Bestimmungen: 
- Entlang der Talstrasse, des Wohngebietes und des Birsufers wird 

eine KORPORATIONSPARZELLE ausgeschieden. 
(siehe Teilplan 1 ). 

- Die Korporationsparzelle ist als GRUENFLAECHE anzulegen und zu 
unterhalten. 

- Darauf sind 60 einheimische, kronenbildende Bäume zu pflanzen. 
- Die Korporationsparzelle ist mit einer einheitlichen Ein-

friedigung gegen die Gewerbezone abzutrennen. 
- Vor der Ausführung der Bepflanzung muss ein GESTALTUNGSPLAN vom 

Gemeinderat genehmigt werden. 

Pro 1 '000 m2 Parzellenfläche sind zusätzlich mind. 3 kronen­
bildende Bäume zu pflanzen und zu unterhalten. 
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3.4 ERSCHLIESSUNG 

Die Ers chliessung (inkl. Pa r kierung) erfolgt von der Stichstrasse 
aus . Die Lage und genaue Grösse des Kehrplatzes wird mit der defi ­
nitiven Parzellierung festgelegt. Die Stichstrasse ist inkl. Be­
leuchtung, Entwässerung und Werkleitungen nach den Richtlinien der 
Gemeinde durch die GrundeigentUmer zu erstellen und entschädi ­
gungslos an die Gemeinde abzutreten . 

4. LAERMSCHUTZ 

4.1 EMPFINDLICHKEITSSTUFEN 

Der Bereich Ader Wohnzone wird der Empfindlichkeitsstufe I 
Vom f?eglerungsrat übrigen Bereiche der ~Johnzone und die G en der 
nichtgenehmigt Empfindlichkeitsstuf rt. 43 der eidgenössischen Lärm-

nung vom 15. Dezember 1986 zugeordnet. 

4.2 MASSNAHMEN 

Der WARENUMSCHLAG und die ANLIEFERUNG sind in der Zone G3 
(Ost-Westzeile) nur nordse1t1g gestattet. Die BUros und ruhigen 
Zonen sind vorwiegend gegen SUden zu orientieren. 

5. BESTIMMUNGEN FUER DIE NATURSCHUTZZONE 

Das SCHUTZZ IEL is t die Erhaltung der bestehenden Birslandschaft 
und der Auenwilder. 

In der NATURSCHUTZZONE sind nur einheimische, standortgerechte 
Pflanzen zulässig . Es ist eine naturnahe Bepflanzung anzustreben. 

Im Rahmen des Baubewilligungserfahrens ist ein Gestaltungsplan dem 
Gemeinderat zur Genehmigung einzureichen. In diesem Gestaltungs­
plan sind insbesondere zu regeln: 

- die Lage und Ausführung der Fuss- und Velowege 

- die Lage und AusfUhrung der Bäche 

- die Gestaltung des Uebergangs vom Kanal in den Bach 

- die Entfernung nicht standortgerechter Pflanzen 

- die Ergänzung der Bepflanzung 
- allfällige Einfriedungen 

- Pflegeplan 

Allfä l lig notwendi ge Ver än derungen zu einem späteren Zeitpunk t 
si nd dem Gemeinde r at zur Genehmigung vorzulegen. 
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6. REALISIERUNG UND ETAPPEN DER QUARTIERPLAN-UERBERBAUUNG 

6.1 FUr die REALISIERUNG der QuartierplanUberbauung haben die Grund­
eigentUmer auf der Basis von privatrechtlichen Vereinbarungen ins­
besondere zu regeln: 

- Bauland-Umlegung 
- Näher- und Grenzbaurechte 
- Durchleitungsrechte 
- Geh- und Fahrrechte 

Erstellung und Unterhalt gemeinsamer Anlagen 
- Unterhalt der erhaltenswerten Bäume und der neugepflanzten 

Alleebäumen. 

6.2 ETAPPEN 

Bei etappenweiser Bebauung kann der Gemeinderat provisorische Er­
schliessungsanlagen oder Erstellung zu einem späteren Zeitpunkt 
bewilligen. 

Bei Reihenhäusern sind die Teilbereiche Al, A2 etc. jeweils ge­
samthaft zu erstellen. 
Die Mehrfamilienhäuser 81 + B2 sowie 83 + B4 sind jeweils gleich­
zeitig zu erstellen. B5 kann einzeln gebaut werden. 

Die Bepflanzung der Korporationsparzelle zwischen der Wohnzone und 
der Gewerbezone hat etappenweise, spätestens mit der Erstellung 
der Mehrfamilienhäuser B4 und 85 zu erfolgen. 

6.3 NACHTRAEGLICHE PARZELLIERUNG ist innerhalb der einzelnen Bereiche 
Al - A4, Bl - BS möglich. 

Dabei ist eine Uebernutzung einzelner Parzellen möglich, sofern 
auf den unternutzten Parzellen eine Baubeschränkung zugunsten der 
Einwohnergemeinde Arlesheim ins Grundbuch eingetragen wird. 

6.4 Die Quartierplanvorschriften sind bei allen betroffenen Parzellen 
im GRUNDBUCH anzumerken. 

7. VORAUSSETZUNGEN FUER DIE GENEHMIGUNG DER QUARTIERPLANVORSCHRIFTEN 

7. 1 Die Genehmigung der vorliegenden Quartierplanvorschriften durch 
den Regierungsrat setzt voraus: 

- Oeffentliche Beurkundung des Quartierplanvertrages. 

- Zustimmung der Gemeindeversammlung Arlesheim zum vorliegenden 
Quartierplan. 
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8. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

8.1 Der Vollzug der Quartierplanvorschriften, unter Vorbehalt des 
Baubewilligungsverfahrens, ist Sache des Gemeinderates. 

8.2 Der Gemeinderat kann nach Anhören der Baukommission Ausnahmen von 
den Gestaltungsvorschriften gestatten. Der Ge~einderat entscheidet 
endgültig. 

8.3 In Abwägung öffentlicher und privater Interessen kann der Ge­
meinderat nach Anhören der Baukommission Ausnahmen von den übrigen 
Quartierplanvorschriften bewilligen, sofern die Grundkonzeption 
der Quartierplanung nicht berührt wird, technische oder nach­
barrechtliche Schwierigkeiten eine Ausnahme rechtfertigen oder die 
Abweichungen nur von geringem Ausmass sind. 

Vorbehalten bleibt das Baubewilligungsverfahren. 

8.4 Alle im Widerspruch zu den Quartierplanvorschriften stehenden 
Zonenvorschriften gelten als aufgehoben. 

Die Quartierplanvorschriften treten mit der Genehmigung durch den 
Regierungsrat in Rech~skraft. 
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9. BESCHLUESSE 

Beschluss des Gemeinderates ••.•.••. 24 .... QktQQt;r.. l9.&9. .....•....•.•...•...... 

Besch 1 uss der Gemeindekommission •.. l9. ~~~r:z. l9.9.Q ..........•.• ·/ ......... . 

Besch 1 uss der Gemeindeversammlung .29. „ .M~r::;: .19.9.Q ••••••••. • / • ••••.•••.••• 
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QUARnERPLANVORSCHRIFTEN SCHAPPE VOM 29. MÄRZ 1990 

Änderung vom 29. Juni 1994 

Die Einwohnergemeindeversammlung von Ar1esheim beschliesst: 

I. 

Die Quartierplanvorschriften Schappe vom 29. März 1990 werden wie folgt geändert: 

1. GELTUNGSBEREICH 

1.1 Die Quartierplanvorschriften "Schappe" gelten für das Areal innerhalb des 
Quartierplanperimeters. wie er im Teilplan 1 durch die schwarz punktierte Linie 
festgelegt ist. Er umfasst somit folgende Parzellen des Grundbuches Ar1esheim: 

Wohnzone 

Total Wohnzone 
Naturschutzzone 
Gewerbezone 

Total 

Nr.3655 
Nr.3656 
Nr.3657 
Nr.3659 
Nr.3660 
Nr.3661 
Nr.3662 
Nr.3663 
Nr.3664 

Nr.3658 
Nr. 1127 
Nr.2472 

221121 m2 
3'794 m2 
41787m2 
11130 m2 
21094 m2 
21587 m2 
21666 m2 

143m2 
173m2 

391495 m2 
81358 m2 

241965 m2 
21936 m2 

751754 m2 



2. BESTIMMUNGEN FÜR DIE WOHNZONE 

2.1 Art und Mass der baulichen Nutzung in den Wohnzonen 

2.1.1 Die Neubauten sollen vorwiegend Wohnzwecken dienen. Nicht störende Kleinbetriebe 
im Sinne von ZR 4/63 mit geringem Zubringerverkehr sind zugelassen. 

Das Areal gliedert sich in folgende Teilbereiche: 

A 1 - A4 2-geschossige Wohnhäuser 

B1 - B5 4-geschossige Wohnhäuser 

C bestehendes Mehrfamilienhaus 
(kann durch Neubau ersetzt werden) 

o bestehende Mahle mit kultureller-gesellschaftlicher Nutzung wie 
Restaurant, Cafe, Ausstellungsräume, Schulungs- und Tagungszentrum, 
Kindergarten und Wohnungen 

E bestehende Fabrik fOr Wohn- und Ateliemutzung, evtl. Quartierladen 

F bestehende Kantine fOr Kindergarten- und Freizeitoutzung oder Wohnen 
(wird nicht zur Nutzung gerechnet) 

N Naturschutzzone 

Die Bereichsbegrenzungen sind im Teilplan 1 generell festgelegt. 

2.1.2 FOr die Gebäudegruppen A 1 - A4, die Gebäude B1 - B5 und die bestehenden Bauten 
C-F werden Bebauungsflächen festgelegt. Ebenfalls sind Bebauungsflächen fOr 
Kleinbauten der Bauten A1 - A4 und B1 - B5 angegeben. 

2.1.3 Es darf nur innerhalb dieser festgelegten Bebauungsflächen gebaut werden. Jeder Be­
bauungsfläche ist eine BruttogesChossfläChe (gemäss ORL-Richtlinienblatt 514420 
Ziffer 1.1) zugeordnet. Geringe Verschiebungen der BruttogeSChossfläChe (BGF) 
innerhalb der Teilbereiche sind unter Beibehaltung der jeweiligen Totalen BGF möglich. 
Bei Baueingabe werden die jeweiligen BGF fOr jedes Gebäude rechtsverbindlich 
zugeordnet. 
Das Dachgeschoss wird erst ab einer lichten Höhe von 2.0 m zur Nutzung gerechnet. 



2.1.4 Vorschriften für dia aiozalDaD Iailber:aiQba 
Bestehende Bauten 

A1-3 A4 B1 .~_ •• B2 B3 ••••••• B4 B5 C D E F 

· Zulässige Vollgeschosszahl 2 2 4* 4* 4* 4* 4* 4* 

· Zulässige Wohnungszahl pro 
Baukörper frei ) 

· Bebauungsfläche ca. rn2 je 2020 1720 2089 2480 1300 450 380 630 550 

· Zulässige Fassadenhöhe 
gemäss ZR 6/63 6.5 6.5 9+3* 9+3* 9+3- 9+~ 9+ 3* 9+3- 9.0 

· Zulässige Gebäudehöhe 
gemäss ZR 6/63 10.0 10.0 12.0 12.0 12.0 12.0 12.0 13.5 13.5 gern. vorhandener Bausubstanz 

· Sockelgeschoss siehe 2.5.1 .4 

· Erdgeschosskoten: 
A1 A2 A3 A4 B1 •• _ ••• B2 B3- •••••• B4 B5 Best. ) 

286.2 284.9 283.6 282.3 290.2 289.3 287.3 287.3 283.50 

· Zulässige Gebäudelänge max. rn 67.0 67.0 65.0 45.0 40.0 60.0 76.0 25.0 

· Zulässige Dachforrn Satteldach rnit Giebellukarne ( Pultdächer ) 
gern. vorhandener Bausubstanz 

· Dachneigung rnin. 50 AT bis rnax. 450 AT ( rnax. 300 AT ) 

A1-3 A4 B1 ••• -. B2 B3 ••••••• B4 B5 C D E 

· Bruttogeschossflächen rn2 je 2520 1980 3672 4963 2815 600 765 1930 

A1 - M: 9'540 m2 B1 -B5: 11'450 m2 

BGF Total A+B: 20'990 m2 

- Dachgeschoss siehe Ziffer 2.5.1.2 



2.1.5 Für jede Wohneinheit dürfen 8 m2 für zusätzliche Nebenbauten wie Holzschopf, 
Geräteraum, Velounterstand erstellt werden, die nicht zur Nutzung zählen. Sie sind 
eingeschossig und müssen innerhalb der dafür vorgesehenen Bebauungsflächen 
liegen (siehe Ziffer 2.1.2). 

Die Kleinbauten haben sich in Gestaltung, Farb- und Materialwahl den WOhnbauten 
anzupassen. Sie sind dem Gemeinderat zur Bewilligung vorzulegen. 

2.2 Lage und GrOsse der Bauten 

2.2.1 Die Gebäude müssen innerhalb der verbindlich festgelegten Bebauungsflächen 
liegen. Sie sind durch die max. Gebäudelänge und das Gebäudeprofil definiert (siehe 
Ziffer 2.5.1.2.). 
Die gesetzlichen Gebäudeabstände sind einzuhalten, wobei Unterschreitungen der 
Grenzabstände möglich sind. 

2.2.2 A- Bereich: Es ist eine ZeilenlOsung mit regelmässigen Zwischenräumen (Privatgärten 
und Erschliessung) vorzusehen. 
Die Gasse zur Mühle muss in der dafür vorgesehenen Zone liegen und eine Breite 
von 3 - 6 m aufweisen (siehe Teilplan 1). Die genaue Lage der gerade zu führenden 
Gasse wird mit der Baubewilligung durch zwei rechtsverbindliche Baufluchten fixiert. 
Ebenfalls werden nach Baueingabe rechtsverbindliche Baufluchten für die Stimseiten 
der A- Bauten bestimmt. 

2.2.3 B- Bereich: Die B- Bauten bilden eine Gebäudekette und schliessen die Siedlung 
gegen die Strasse und Gewerbezone ab. 
Der Haupteingang (für Zubringerverkehr, Velo und Fussgänger) muss in der dafür 
vorgesehenen Zone liegen (Torsituation B3 - 84). Er muss eine Breite von min. 4.5 m 
und eine lichte HOhe von min. 4.5 m aufweisen (siehe Teilplan 1). 
Im Bereich der Birseck- und Talstrasse (B1 -84) ist eine spezielle Pufferzone für Lärm­
sChutzzwecke, die mit einer max. Fläche pro Wohnung von 15 m2 nicht zur BGF 
zählt, zugelassen (siehe Ziffer 4. Lärmschutz). Sie dürfen nicht beheizt werden. Für 
die Gestaltung des Dachgeschosses gelten spezielle Vorschriften (siehe Pkt. 2.5.1.2). 

2.3 Erschliessung. Ver- und Entsorgung 

2.3.2 Es ist in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde und dem Amt für Umweltschutz 
und Energie eine umweltfreundliche, energiesparende Heizung zu realisieren. Vor der 
ersten Baueingabe muss für das ganze Wohngebiet eine Energjestudie erarbeitet 
werden. Die Gemeinde verlangt energiesparende und umweltschonende 
Massnahmen. 

Sonnenkollektoren sollen nicht störend in Erscheinung treten. 



2.3.5 Möglichkeiten für die Contajnersammelplatze sind im Teilplan 1 angegeben. Sie 
können im Verfaufe der Planung den Bedürfnissen angepasst werden. Sie sind 
unauffällig in die Umgebungsgestaltung einzubeziehen. Sie sind bewilligungspflichtig. 

2.3.6 Es muss mindestens eine Kompostieranlage erstellt werden. Der Betrieb hat nach den 
Weisungen des Gemeinderates zu erfolgen. 

2.4 Parl<ierungs-Anlagen 

2.4.1 Innerhalb des Perimeters ist in den Bereichen A und B die parl<ierung unterirdisch 
vorzusehen. 
Zusammengefasste unterirdische Parkierungsanlagen werden empfohlen. 
Die Anzahl der zu erstellenden Abstellplätze oder Garagen wird durch die kantonalen 
Vorschriften bestimmt. 
Die Besucherparkplätze sind ebenfalls unterirdisch anzuordnen. 

2.4.2 Keine Änderung 

2.4.3 Wird aufgehoben 

2.4.4 Keine Änderung 

2.5 Gestaltung der Bauten 

2.5.1.1 Für die Gestaltung der Neubauten gelten Festlegungen und Richtlinien zu folgenden 

Aspekten: 

Dächer 
Material und Farbe 
Sockelgeschosse 

Zur besseren Interpretation der baulichen Gestaltung, ist das Modell 1 :500 beizu­

ziehen. 
Die Gestaltungsvorschriften gelten auch für spätere Umbauten und Renovationen. 

2.5.1.2 Dachaufbauten 

Dächer A- Bauten: Die Dachlandschaft ist einheitlich zu gestalten: Ein einfacher 
Dachaufbau als Giebellukame erstreckt sich als Einheit über einer Zeile. Dachneigung 
min. 5° AT bis max. 45° AT. 



Dächer B- Bauten: Das Dachgeschoss der B-Bauten muss sich ab 9 m Fassaden­
hOhe in der Gestaltung klar vom massiven Vollgeschoss abheben (z.B. Glas, Holz). 
Es muss innerhalb des Gebäudeprofils liegen. Weitere Dachausbauten sind nicht ge­
stattet (Ausnahme: Installationsaufbauten wie Uft und Kamine). Dachneigung bis 30° 
AT möglich. 

Für eingeschossige Anbauten und Nebenbauten sind Flachdächer zugelassen. 

2.5.1.3 Keine Änderung 

2.5.1.4 Sockelgeschosse dürfen im Durchschnitt 1,0 m (im Maximum 1.50 m) gegenüber der 
Erdgeschosskote in Erscheinung treten. 
Bei den Wohnhäusem B4 und B5 darf das Sockel geschoss im Maximum 213 des Ge­
bAudeumfanges und im Durchschnitt auf eine HOhe von max. 2,80 m in Erscheinung 
treten. 
Die Erdgeschosskoten sind in den Ziffem 2.1.4 angegeben. Sie sind Maximalkoten. 
Anpassungen an Ortliche und technische Gegebenheiten sind nach unten möglich. 

2.5.1.5 Keine Änderung 

2.5.2 Die Verbindung der Bauten B1/B2 ist transparent zu gestalten. 

2.5.3 Bisherige Fassung 2.5.2 wird 2.5.3. 

2.5.4 Bisherige Fassung 2.5.3 wird 2.5.4 

2.6 Gestaltung der Freiflächen 

2.6.2 Mit jeder Bauetappe muss ein verbindlicher Umgebungsplan mit eingetragener 
Bepflanzung, Kompostieranlagen und ContainersammelplAtze vorgelegt werden. 
Restflächen sind natumah zu gestalten. 
Als Planungsvorgabe sind der Teilplan 2 und der Anhang Plan 1 "mOgliche Bebauung 
Situation" zu beachten. 



2.6.3 Keine Änderung 

2.6.4 Der bestehende KanaJ muss erhalten bleiben und als Trennung Wohnzone I Natur­
SChutzgebiet dienen. 
Eine weitere WasserfOhrung in der Siedlung ist mit der UmgebungsgestaJtung zu 
Oberprüfen. 

4. LÄRMSCHUTZ 

4.1 Empfindlichkeitsstufen 

Die Wohnzone wird der Empfindlichkeitsstufe 11, die Gewerbezone der Empfindlich- \ / 
keitsstufe 111 gemäss Art. 43 der Eidg. Lärmschutzverordnung vom 15. Dez. 1986 A 
zugeordnet. 

4.2 Massnahmen 

FOr die Bauten entlang der Birseck- und Talstrasse, die dem Verkehrslärm ausgesetzt 
sind (B1 - 84) , sind Lärmschutzmassnahmen vorzusehen (vergleiche Ziffer 2.2.3). 

Der Warenumschlag und die Anlieferung sind in der Zone G3 (Ost-West-Zeile) nur 
nOrdseitig gestattet. Die BOros und ruhigen Zonen sind vorwiegend gegen SOden zu 
orientieren. 

5. BESTIMMUNGEN FÜR DIE NATURSCHUTZZONE 

Das Schutzziel ist die Erhaltung der bestehenden Birslandschaft und des 
Auenwaldes. 
Der gestaute GewerbekanaJ und die Abflussrinne sind zu erhalten. Sie dienen aJs 
Grenze zur Naturschutzzone (siehe Ziffer 2.6.4). 

In der Naturschutzzone sind nur einheimische, standortgerechte Pflanzen zulässig. Es 
ist eine naturnahe Bepflanzung anzustreben. 

Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens ist ein GestaJtungsplan dem Gemeinderat 
zur Genehmigung einzureichen. In diesem Gestaltungsplan sind insbesondere zu 
regeln: 

die Lage und Ausführung der Fuss- und Velowege 
Sanierungsarbeiten am bestehenden Kanal 
die Entfernung nicht standortgerechter Pflanzen 
die Ergänzung der Bepflanzung 
allfällige Einfriedungen 
Pflege pi an 

Allfällig notwendige Veränderungen zu einem späteren Zeitpunkt sind dem 
Gemeinderat zur Genehmigung vorzulegen. 



11. 

Diese Änderung tritt mit der Genehmigung durch den Regierungsrat des Kantons Basel-Land­
schaft in Kraft. 

/ 
Beschlossen von der Einwohnergemeindeversammlung vom 29. Juni 1994. 
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